
Dabei wird ganz systematisch nur die Wahl zwi-
schen diesen beiden Alternativen diskutiert. Die 
wahren Schuldigen werden genauso wenig be-

nannt wie diejenigen Alternativen, die nicht zulasten der 
lohnabhängigen Bevölkerung gehen.

Ursache der Krise

In keinem Fall haben die griechischen Arbeiterinnen und 
Arbeiter „über ihre Verhältnisse gelebt“. Der Lebensstan-
dard der GriechInnen liegt im Schnitt um mindestens 
27 % (für große Teile um über 30 %) unter dem der Lohn-
abhängigen in Deutschland. Die griechische Wirtschaft 
kann sich seit einigen Jahren kaum des enormen Drucks 
gerade auch der deutschen Exportindustrie erwehren. 
Das liegt nicht zuletzt an der Entwicklung der Lohnstück-
kosten. Aufgrund rasanter Rationalisierungen und einer 
rückläufigen Reallohnentwicklung in Deutschland liegt 
die Produktivität heute in Griechenland um 25 % unter 

dem Niveau der deutschen Industrie (in Frankreich liegt 
sie um 15 % niedriger als bei uns). Der griechische Staat 
konnte dieser Entwicklung nicht mit einer Währungsab-
wertung begegnen und ist somit ein Gefangener des Euro, 
der vor allem der deutschen Exportindustrie zugutekam 
und weiter kommt.

Die Verantwortlichen

Zu dieser wesentlichen Grundlage der aktuellen Verschul-
dung gesellte sich eine gezielte Politik des internationalen 
Finanzkapitals. So hat beispielsweise Goldman Sachs dem 
griechischen Staat jahrelang Kredite aufgeschwätzt und 
dabei gezielt geholfen, diese Kredite in Schattenhaushalten 
zu verstecken. Abgesichert wurden sie weitgehend von der 
inzwischen pleitegegangenen amerikanischen Versiche-
rungsgruppe AIG. An der Verschuldung des griechischen 
Staates haben in den letzten Jahren eine ganze Reihe von 
Banken (vor allem aus Frankreich und Deutschland) ganz 
gewaltig verdient.

Hinzu kamen zu guter Letzt dann noch die Speku-
lanten, die beispielsweise mit verschiedenen Derivaten 
(vor allem „Kreditausfallversicherungen“, den sogenann-
ten CDS) ihren Reibach machten oder immer noch zu 
machen versuchen. Speziell dieses Instrument ermöglicht 
es den Zockern, mit sehr geringem Risiko gewaltige Pro-
fite einzustreichen.

Eine Systemfrage

Letztlich sind es aber nicht die Spekulanten, die an allem 
schuld sind, sondern das kapitalistische System, also die 
Konkurrenzwirtschaft und die Freiheit des Kapitalver-
kehrs mit all ihren Folgen. Hinzu kommen nur noch wei-
tere Krisen verschärfende Momente. Neben der allgegen-
wärtigen Korruption (in Deutschland nur besser vertuscht 
als in Griechenland) sind es vor allem die gewaltigen un-
produktiven Ausgaben, für die die griechischen Steuer-
zahler aufkommen müssen. Der größte Faktor dabei sind 
die gewaltigen Militärausgaben des griechischen Staates. 
Und genau daran hat die Bundesrepublik ein gewaltiges 
Maß an Mitschuld. Denn: Deutschland ist mit 10 % aller 
Rüstungsexporte (USA 31 %, Russland 25 %) inzwischen 
zum drittgrößten Rüstungsexporteur der Welt avanciert. 
Dabei ist Griechenland der zweigrößte Käufer deutscher 
Rüstungsgüter (15 % der deutschen Rüstungsexporte ge-
hen in die Türkei, 13 % nach Griechenland; s. auch Ka-
sten). Athen ist der größte Waffenimporteur Europas!

Seit Wochen läuft eine widerwärtige Kam-
pagne, die die Verschuldungskrise des grie-
chischen Staates „den“ Griechen anlastet. 
Populistische Politiker und Medien übertref-
fen sich in ihrer Hetze mit Forderungen nach 
mehr Druck auf Griechenland (gemeint ist die 
griechische Bevölkerung) oder mit Vorschlä-
gen nach einem rigorosen Hängenlassen.

» Griechenlandkrise «
Das Kapital soll zahlen!

2005 hat Deutsch-
land mit Griechen-
land einen Vertrag 

über den Verkauf von 
333 Leopard-Panzern 
unterzeichnet. Das kostet 
nicht nur gewaltige Sum-
men (allein im Jahr 2008 
waren es 8,3 Mrd. €), die 
letztlich von den grie-
chischen Lohnabhängi-
gen aufzubringen sind, 
es heizt auch die Span-

nungen mit der Türkei 
an. Denn schon drei Mo-
nate später wurde mit 
Ankara der Verkauf von 
298 Leopard-Panzern des 
Typs 2A4 vereinbart. Die 
SPD-Grünen-Regierung 
lieferte damit Waffen an 
zwei verfeindete Staaten. 
Zudem wurden diese 
Panzer auch gegen die 
kurdische Bevölkerung 
(auch im Irak) eingesetzt.

Deutsche Rüstungsexporte 
nach Griechenland
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Ich möchte:Der Revolutionär Sozialistische Bund (RSB) ist 
Teil der 1938 gegründeten IV. Internationale. Sie 
ist in über 50 Ländern aktiv und hält grundle-
gende Probleme der Welt – Krieg, Umweltzerstö-
rung, Arbeitslosigkeit, Armut und Hunger – im 
Rahmen der kapitalistischen Gesellschafts- und 
Wirtschaftsordnung nicht für lösbar. Sie strebt 
eine selbstverwaltete sozialistische Demokra-
tie an, die die Ausbeutung des Menschen 

durch den Menschen beendet. 
Deshalb fördert der RSB alle Be-
mühungen, aktiv und gemein-
sam mit anderen politischen 
Strömungen für die sozialen Er-

rungenschaften, demokratischen 
Rechte und wirtschaftlichen Inte-
ressen insbesondere der arbeiten-
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den Klasse einzutreten. Er unterstützt den Kampf 
gegen Rassismus, Frauenunterdrückung und jede 
Art von Diskriminierung. Er setzt sich für den 
Erhalt der Umwelt ein. Er fordert die politische, 
rechtliche und soziale Gleichstellung aller in der 
Bundesrepublik lebenden Menschen und die völ-
lige Gleichstellung der Geschlechter. Ziel des RSB 
ist es, das Vertrauen der Menschen in ihre eigene 
Kraft zur radikalen Veränderung zu stärken. Der 
Schwerpunkt seiner Aktivitäten liegt in den außer-
parlamentarischen Kämpfen.

wiesbaden@rsb4.de
www.rsb4.de

Wer soll bluten?

Der Druck der deutschen Exportindu-
strie, die aufgelaufenen Schulden und 
die daraus sich ergebende Eigendyna-

mik beim Hochtreiben der Zinsen 
für griechische Staatsanleihen sowie 

die brutalen Auswirkungen der 
Spekulation haben inzwischen 

eine „normale“ Schuldenrück-
zahlung unmöglich gemacht. 

(Eine Zehn-Jahresanleihe 
gibt es für Griechenland 
zurzeit nur für 10,85 %, eine 

Zwei-Jahresanleihe nur für 
18,5 %, Stand 28.4.2010, mit 

steigender Tendenz.) Und da 
die Herrschenden in Europa 

einen Flächenbrand fürch-
ten (Portugal und Spa-

nien sind die nächsten 
Kandidaten), wird es 
zu Krediten seitens 
der EU, des IWF und 

der EZB kommen, aber 
zu welchem Preis? Das 
„Hilfspaket“ wird an ein 

rabiates Sparpro-
gramm zulasten 
der griechischen 

Bevölkerung ge-
knüpft.

Die Löhne der Staatsbediensteten sollen um 15 % sin-
ken, die Renten werden gekürzt, das Renteneintrittsalter 
soll steigen (schrittweise auf die von Deutschland indirekt 
vorgegebenen 67 Jahre), in der Privatwirtschaft sollen die 

Löhne eingefroren werden und dazu die Tarifverträge au-
ßer Kraft gesetzt werden, die Mehrwertsteuer wird erhöht 
usw. Zudem sollen alle rechtliche Einschränkungen bei der 
Arbeitsplatzvernichtung abgeschafft werden, die Klassen-
stärke an den Schulen von 25 auf über 30 steigen usw.

Gegenwehr

Die griechischen Gewerkschaften sind zögerlich beim Or-
ganisieren des Widerstands, aber in der Bevölkerung ist 
eine klare Kampfbereitschaft zu erkennen. Bisher gab es 
schon drei gut befolgte Generalstreiks, der nächste ist für 
den 5. Mai angesetzt. Die Kolleginnen und Kollegen müs-
sen sich angesichts dieser gewaltigen Herausforderung po-
litisch und organisatorisch neu aufstellen. Das wird nicht in 
wenigen Tagen möglich sein, aber wir können ihnen Mut 
machen, wenn es in Deutschland zu erkennbaren Solidari-
tätsaktionen kommt und wir sie politisch-moralisch unter-
stützen. Deshalb sollten wir uns national und international 
für eine Alternative stark machen, die nicht zulasten der 
lohnabhängigen Bevölkerung geht. Dies geht konsequent 
nur, wenn dabei nicht vor der „Systemfrage“ haltgemacht 
wird. Deshalb:

Verbot aller Hedgefonds, Ratingagenturen, CDS, •	
Leerverkäufe und sonstiger Derivate!

Die Banken zur Kasse bitten, vor allem dort, wo •	
kräftig abgesahnt wurde!

Banken, Versicherungen und Konzerne entschä-•	
digungslos in Besitz nehmen. Am dringlichsten: 
Vergesellschaftung aller Banken und Zusammen-
führung in einer einzigen europäischen Bank mit 
einem flächendeckenden Filialsystem unter Kon-
trolle der Beschäftigten und der Öffentlichkeit. 

Stopp aller Rüstungsexporte (nicht nur nach •	
Griechenland!)


